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58. SITZUNG 
 
 

Sitzungstag 
 

Montag, 24.06.2019 
 

Sitzungsort: 
 

Sitzungszimmer in der Mehrzweckhalle 
 
 
 

Namen der Mitglieder des  G e m e i n d e r a t e s  
anwesend abwesend Abwesenheitsgrund 

Vorsitzender:   
   
Jackermeier Manfred   
Erster Bürgermeister   
   

Niederschriftführer:   
   
Zeitler Tobias   
   

   
die Mitglieder:   
Blümel Matthias 

 

Eisenreich Martin  

 

Deiglmeier Josef 

 

 

entschuldigt 

Hausmann Dietmar 

 

Kürzl Stefan 

Merkl Bernhard 

 
Kaufmann Oswald 
 
 

 
entschuldigt 
 

Schmidbauer Wolfgang 

Schwank Günter 

Thaler Matthias 

 

 

 

 

 Wenisch Marianne entschuldigt 

Zirngibl Fritz   

   

 
 
Beschlussfähigkeit im Sinne Art. 47 (2) - 47 (3) GO war gegeben. 
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A) Öffentlicher Teil  
 
Nr. 763 
Zur Tagesordnung 
 
Der Erste Bürgermeister stellt fest, dass ordnungsgemäß geladen wurde. Gegen die Tages-
ordnung bestehen keine Einwände. Auch gegen den öffentlichen Teil des Protokolls der letz-
ten Sitzung liegen keine Einwände vor. Das Protokoll des nichtöffentlichen Teils der letzten 
Sitzung liegt im Übrigen auf und gilt als genehmigt, wenn nicht bis zum Ende der Sitzung 
Einwände dagegen erhoben werden.  
 
Der Erste Bürgermeister bittet um Erweiterung der Tagesordnung um Punkt 3 – Beschaffun-
gen für die Feuerwehr Teugn; Überjacken und Überhosen. Der Gemeinderat stimmt dem 
Antrag zu. 
 
Der Gemeinderat gedenkt den verstorbenen ehemaligen Gemeinderäten Peter Thaler und 
Ludwig Schwank. In einer kurzen Ansprache würdigt der Erste Bürgermeister deren Ver-
dienste im Gemeinderat von 1966 - 1972. 
 
Beschluss: Anwesend: 10   Ja: 10   Nein: 0 
 
 
Nr. 764 
Aufstellung eines Bebauungsplanes "Hinterm Dorf V", Vorstellung der Planung und 
Beschluss über die Beteiligung der Behörden und TÖB (§ 4 Abs. 2 BauGB) und der 
Öffentlichkeit (§ 3 Abs. 2 BauGB) (Billigungs- und Auslegungsbeschluss 
 
Frau Schmid und Frau Ott vom Büro BBI Ingenieure, Regensburg, stellen dem Gremium den 
Entwurf des Bebauungsplans „Hinterm Dorf V“ vor.  
Der Bebauungsplan wird nach § 13 b BauGB durchgeführt. Es sind daher keine Ausgleichs-

flächen und kein Umweltbericht erforderlich. Eine Änderung des Flächennutzungsplans ist 

nicht erforderlich, dieser kann im Zuge der Berichtung angepasst werden.  

Das Gebiet ist im Flächennutzungsplan bereits teilweise als „WA geplant“ ausgewiesen - teil-
weise als Grünfläche bzw. Fläche für Landwirtschaft.  
Das Gebiet soll künftig als WA nach § 4 BauNVO unter Ausschluss der ausnahmsweise zu-
lässigen Vorhaben nach § 4 Abs. 3 BauNVO ausgewiesen werden.  
Das Planungsbüro stellt dem Gremium in der Präsentation die angedachte Planung vor. 
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Diskussion: 
Der Gemeinderat regt an, folgende Änderungen bzw. folgende Punkte in der Planung zu 
konkretisieren: 
- Für die Bemessung der einzuhaltenden Wandhöhe ist ein genauer Bezugspunkt anzuge-

ben.  

- Die Größe der Nebengebäude wird auf max. 20 m2 beschränkt.  

- Für die Aufschüttungen ist in Teilbereichen ein Bezugspunkt anzugeben. 

- Die maximal zulässige mittlere Wandhöhe für Garagen muss aufgrund der Hanglage 

überdacht werden. Das Büro wird beauftragt, hier die notwendige Höhe zu ermitteln, um 

isolierte Abweichungen von den Abstandsflächen wegen der Höhe der Garage zu ver-

meiden, die dem Gelände geschuldet wären.  

- Die Länge der Grenzbebauung der Nebengebäude darf an einer Grundstücksgrenze, 

wie in Art. 6. Abs. 9 BayBO vorgesehen, 9 m nicht überschreiten.  

- Das Maß der baulichen Nutzung wird bei den Hanggrundstücken (Untergeschoss als 

Vollgeschoss) auf 3 Vollgeschosse, bei den übrigen Parzellen auf 2 Vollgeschosse fest-

gelegt. 

 
Beschluss: 
Die Dachform der Nebengebäude wird dem Hauptgebäude angeglichen. 
 Anwesend: 10   Ja: 2   Nein: 8 
 
Damit gilt der Antrag als abgelehnt. 
 
Billigungs- und Auslegungsbeschluss: 
1. Der Gemeinderat der Gemeinde Teugn billigt den vorgestellten Planentwurf vom 

24.06.2019 

2. Der Gemeinderat beschließt die Auslegung des Entwurfs nach Einarbeitung der heute 

beschlossenen Änderungen durch das Planungsbüro ohne weitere Vorstellung des ge-

änderten Entwurfs im Gemeinderat.  
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3. Der Gemeinderat beauftragt die Verwaltung mit der Bekanntmachung der öffentlichen 

Auslegung sowie der öffentlichen Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB und der Behörden-

beteiligung nach § 4 Abs. 2 BauGB. 

 Anwesend: 10   Ja: 10   Nein: 0 
 
 
Nr. 765 
Neuerlass der Satzung der Gemeinde Teugn über die Entrichtung von Benutzungsge-
bühren für die Kindertageseinrichtungen 
 
Bereits seit Oktober letzten Jahres moniert die Kindergartenleitung, dass die Finanzierung 
von Mittagsessen im Kindergarten via des aktuell existierenden Essensmarkensystems nicht 
mehr zeitgemäß ist. Die Lieferanten der Essen benötigten ausreichende Planungssicherheit, 
um langfristig ihre Einkäufe entsprechend zu disponieren. Es ist daher ein System notwendig, 
bei dem die Buchung von Mittagessen über einen längeren Zeitraum verbindlich vorgenom-
men wird. 
 
Bürgermeister und Verwaltung haben diesen Gedanken aufgegriffen, da sich aber zeitgleich 
abzeichnete, dass u.U. eine Abschaffung bzw. Neuordnung der KiTa-Gebühren in Bayern 
durch den Landesgesetzgeber vorgenommen werden könnte, bis auf weiteres vertagt, weil 
beide Vorgänge eine grundsätzliche Überarbeitung der Gebührensatzung der KiTa notwen-
dig machen würden. 
 
Die aktuelle bayerische Regierungskoalition hat sich nun auf ein Vorgehen geeinigt, nach 
welchem die Eltern bei der überwiegenden Zahl der KiTa-Kinder (auch über das Vorschuljahr 
hinaus) indirekt einen Zuschuss i.H.v. 100 € auf die KiTa-Gebühren erhalten. Zwischenzeit-
lich wurden hierbei durch den Landtag auch die rechtlichen und finanziellen Grundlagen 
durch Erlass des aktuellen Haushaltsgesetztes und einem Änderungsgesetz zum BayKiBiG 
geschaffen, sodass die Gemeinde nun auch ihrerseits mit einem entsprechenden Neuerlass 
einer Gebührensatzung reagieren kann. 
 
Der Gebührensatzungsentwurf wurde von der Verwaltung in Absprache mit dem Ersten Bür-
germeister und der Kindergartenleitung erarbeitet. Der Kämmerer erläutert im Detail die we-
sentlichen Änderungen: 

 Es wurden eigene Gebührentatbestände für Kindergarten, Kinderkrippe und Nachmit-
tagsbetreuung geschaffen, anstatt die Sätze aus einer einheitlichen Tabelle auf Grund-
lage des Kindsalters und der Eigenschaft der Schulpflichtigkeit herauszudefinieren. 

 Es wurde eine Bestimmung aufgenommen (§ 5 Abs. 2 des Entwurfs), wonach eine Än-
derung der Buchungszeiten nur nach den Bestimmungen der Benutzungssatzung vorge-
nommen werden kann. Dies wurde von der Kindergartenleitung so angeregt, um die Per-
sonalsituation im Kindergarten zumindest kurzfristig besser planbar zu machen. Die zeit-
lichen Intervalle, für welche mindestens verbindlich gebucht werden muss, werden daher 
vom Gemeinderat noch im Rahmen einer Änderungssatzung zu Benutzungssatzung ge-
sondert zu beschließen sein.  

 Die Gebührensätze im Kindergarten wurden um rd. 100 € gegenüber den vorherigen Sät-
zen erhöht, um den Staatszuschuss zur Deckung des gemeindlichen Defizits im Kinder-
garten zu benutzen. Hinsichtlich dieser Thematik ist der Gemeinderat bereits über meh-
rere Beratungen in verschiedenen Sitzungen ausreichend informiert worden. Um auch 
bei den neuen Sätzen eine einheitliche Staffelung der Gebührensätze zu erzielen, kann 
dieser Wert aber rundungsbedingt auch um 101 € bzw. 99 € steigen. Der Gebührensatz 
für die Mindestbuchungszeit im Kindergarten von bis zu 5 Stunden wurde hiervon abwei-
chend auf pauschal 100 € festgesetzt (zuvor 63,00 €), um dem Willen des Gesetzgebers, 
den Vormittagsbesuch des Kindergartens kostenfrei zu gestalten, gerecht zu werden. 
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 In der Kinderkrippe wurden die Gebührensätze analog zum Kindergarten um pauschal 
100 €/Monat erhöht.  

 In der Nachmittagsbetreuung – bei welcher künftig kein Zuschuss in Höhe von 100 €/Mo-
nat zur Gebühr gewährt wird – wurden die Gebühren um rd. 60% deutlich erhöht. Dies 
geschieht angesichts der bisherigen Betreuungsstruktur kalkuliert. Aktuell habe es für die 
Eltern - in Relation betrachtet - kaum einen finanziellen Unterschied gemacht, ob sie ihr 
(Schul-)Kind zwei oder drei Stunden in die Nachmittagsbetreuung geben. Dies birgt zum 
einen das Risiko, dass Eltern für ihre Sprösslinge längere Zeiten buchen – auch wenn sie 
das organisatorisch gar nicht nötig haben. Zum anderen sind gerade die langen Öffnungs-
zeiten der Nachmittagsbetreuung und des Ganztagskindergartens für die Gemeinde als 
Träger mit hohen Kosten verbunden, weil die Personalkosten einer gleichbleibenden An-
zahl an Betreuerinnen zum Tagesausklang sich auf eine immer weiter ausdünnende 
Menge an Kindern verteilt. 

 Die Essensmarken werden abgeschafft. Die Mittagessen sind nun von den Eltern quar-
talsweise im Voraus verbindlich zu buchen. Die Kosten werden nun in Form einer Es-
sensgebühr von den Eltern monatlich abverlangt und zusammen mit der eigentlichen 
KiTa-Gebühr erhoben. 

 Die Geschwisterermäßigung (§ 10 des Entwurfs) bleibt unverändert. Es wurden nur die 
Begriffe „Erstes Kind, zweites Kind usw.“ zum besseren Verständnis durch „Ältestes Kind, 
zweitältestes Kind usw.“ angepasst. 

 Die Gewährung des staatlichen Zuschusses wird in § 11 des Entwurfes gefasst. Dass 
eine Auszahlung an die Eltern nicht erfolgt, wenn der Zuschuss höher als die Gebühr ist, 
sondern dass die Gemeinde den überschießenden Betrag einbehält, ist gesetzlich vorge-
geben (vgl. § 21 Satz 2 AVBayKiBiG). 

 Aus rechtlichen Gründen war mit § 12 des Entwurfs eine eigene Auskunftspflicht der El-
tern gegenüber der Gemeinde zu schaffen. 

 
Das Inkrafttreten der Satzung ist zum Beginn des neuen Kindergartenjahres am 01.09.2019 
terminiert. 
 
Abschließend sei folgendes klargestellt: 

 Für die meisten Kinder bleiben die Gebühren unter Berücksichtigung des staatlichen Zu-
schusses gleich.  

 Steigende Gebühren sind jedoch bei der Nachmittagsbetreuung (s.o.) und bei Vorschul-
kindern, welche den Kindergarten über die Regelzeit hinaus besuchen, zu erwarten. Für 
Vorschulkinder wurde bereits unter dem alten Rechtsregime ein Zuschuss von 100 €/Mo-
nat zu den KiTa-Gebühren erhoben. Da die bisherigen Gebührensätze im Kindergarten 
(abgesehen Buchungszeit über 8 Stunden: 108,00 €) sämtlich unter 100 €/Monat betru-
gen, war der (Ganztags-)KiTa-Besuch für diese Kinder bisher kostenlos. Durch die Anhe-
bung der Gebühren für den verlängerten Kindergartenbesuch wird der Kindergartenbe-
such von Vorschulkindern auch unter Berücksichtigung des Zuschusses ab 01.09.2019 
wieder kostenpflichtig. Allerdings wird so auch eine Gleichstellung mit den anderen Kin-
dergartenkindern erzielt. 

Eine Lösung, welche den Interessen aller Eltern gerecht wird, scheint nicht möglich. Jedoch 
ist der vorgelegte Satzungsentwurf aus Sicht der Verwaltung, des Ersten Bürgermeisters und 
der Kindergartenleitung der Kompromiss, welcher dem am nächsten kommt. 
 
Es entwickelte sich eine lebhafte Diskussion im Gremium. 
 
Beschluss: 
Aufgrund von Art. 2 und 8 des Kommunalabgabengesetzes erlässt die Gemeinde Teugn fol-
gende 
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Satzung 
 

über die Entrichtung von Benutzungsgebühren für die Kindertageseinrichtungen 
der Gemeinde Teugn 

 

(Kindertageseinrichtungengebührensatzung – KiTaGS) 
 
 

§ 1 Gebührenpflicht 
 
Die Gemeinde Teugn erhebt für die Benutzung ihrer Kindertageseinrichtungen gemäß § 1 
der Satzung für die Kindertageseinrichtungen der Gemeinde Teugn i.d. jeweils gültigen Fas-
sung (nachfolgend: KiTaBS) Gebühren. 
 
 

§ 2 Begriffsbestimmungen 
 
Im Sinne dieser Satzung ist 
a) der Kindergarten eine Einrichtung nach § 1 Abs. 2 Buchst. b 

KiTaBS. 

b) die Kinderkippe eine Einrichtung nach § 1 Abs. 2 Buchst. a 

KiTaBS. 

c) die Nachmittagsbetreuung eine Einrichtung nach § 1 Abs. 2 Buchst. c 

KiTaBS. 

 
 

§ 3 Gebührenschuldner 
 
(1) Gebührenschuldner sind 

a) die Personensorgeberechtigten des Kindes, welches in eine Kindertageseinrichtung 

aufgenommen wird, 

b) diejenigen, die das Kind zur Aufnahme in eine Kindertageseinrichtung angemeldet ha-

ben. 

(2) Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamtschuldner. 
 
 

§ 4 Entstehen und Fälligkeit der Gebühr 
 
(1) Die Gebühren i.S. der §§ 6 bis 8 entstehen erstmals mit der Aufnahme des Kindes in eine 
Kindertageseinrichtung; im Übrigen entstehen diese Gebühren jeweils fortlaufend mit Beginn 
eines Monats. 
 
(2) Die Essensgebühren i.S. von § 9 entstehen erstmals mit der Anmeldung zur Teilnahme 
am Mittagessen; im Übrigen entstehen diese Gebühren mit der Meldung nach § 9 Abs. 2. 
 
(3) Die Gebühren werden in Form eines Monatsbeitrages erhoben und sind für jeden Monat 
im Voraus, spätestens bis zum fünften Werktag eines jeden Monats zu entrichten. 
 
(4) Die Gebührenpflicht besteht auch im Fall vorübergehender Erkrankung oder bei sonsti-
gem vorübergehenden Fernbleiben des Kindes von der Kindertageseinrichtung fort. Die Ge-
bühren sind auch in den Ferien zu entrichten. Sie erlöschen, wenn das Kind aus der Kinder-
tageseinrichtung entlassen wird. Der Monat August zählt zum abgelaufenen Kindertagesein-
richtungsjahr. 
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§ 5 Gebührenmaßstab 
 
(1) Die Höhe der Gebühren für Kindergarten-, Kinderkrippen- und Nachmittagsbetreuungs-
besuch ist entsprechend den Buchungszeiten gemäß Art. 21 Abs. 4 Satz 6 BayKiBiG gestaf-
felt. Sie werden monatlich erhoben (§ 4 Abs. 3). 
 
(2) Änderungen der Buchungszeiten sind nur nach Maßgabe der entsprechenden Regelun-
gen der KiTaBS möglich. 
 
 

§ 6 Gebührenhöhe des Kindergartens 
 

(1) Für den Besuch des Kindergartens beträgt die monatliche Gebühr pro Kind im Alter von 
über 3 Jahren für eine Buchungszeit von täglich 
 

a) bis zu 5 Stunden 125,00 € 

b) 5 – 6 Stunden 150,00 € 

c) 6 – 7 Stunden 175,00 € 

d) 7 – 8 Stunden 200,00 € 

e) mehr als 8 Stunden 225,00 € 

 
(2) Besucht ein Kind im Alter von weniger als 3 Jahren ausnahmsweise den Kindergarten 
gelten die Gebühren nach § 7 entsprechend. 
 
 

§ 7 Gebührenhöhe der Kinderkrippe 
 
Für den Besuch der Kinderkrippe beträgt die monatliche Gebühr pro Kind für eine Buchungs-
zeit von täglich 
 

a) bis zu 5 Stunden 140,00 € 

b) 5 – 6 Stunden 154,00 € 

c) mehr als 6 Stunden 168,00 € 

 
 

§ 8 Gebührenhöhe der Nachmittagsbetreuung 
 
Für den Besuch der Nachmittagsbetreuung beträgt die monatliche Gebühr pro Kind für eine 
Buchungszeit von täglich 
 

a) bis zu 2 Stunden 50,00 € 

b) 2 – 3 Stunden 75,00 € 

c) 3 – 4 Stunden 100,00 € 

d) mehr als 4 Stunden 125,00 € 

 
 

§ 9 Essensgebühr 
 

(1) Die monatliche Gebühr ist entsprechend den wöchentlichen Essensbuchungen gestaffelt. 
Sie beträgt für 
 

a) ein Essen pro Woche 15,00 € 

b) zwei Essen pro Woche 30,00 € 

c) drei Essen pro Woche 45,00 € 
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d) vier Essen pro Woche 60,00 € 

 
(2) Die Buchung der Anzahl der wöchentlichen Essen ist durch die Gebührenschuldner (§ 2) 
für jedes Quartal des Kindergartenjahres mindestens vier Wochen vor dessen Beginn mitzu-
teilen (ein Kindergartenjahresquartal beginnt jeweils zum 01.03., 01.06., 01.09. bzw. 01.12. 
eines Kalenderjahres). Eine Änderung der Buchung während des laufenden Quartals ist nicht 
möglich. Wird eine Meldung durch die Gebührenschuldner für das kommende Quartal nicht 
oder nicht rechtzeitig vorgenommen gilt die zuletzt gebuchte Anzahl als gemeldet. 
 
(3) In der Kinderkrippe wird kein Mittagessen angeboten. 

 
 

§ 10 Geschwisterermäßigung 
 

(1) Besuchen zwei Kinder einer Familie gleichzeitig den Kindergarten vermindert sich die 
Gebühr nach § 6 um 25 % bei dem Kind mit der kürzeren Buchungszeit. Haben beide Kinder 
die gleiche Buchungszeit, vermindert sich die Gebühr des jüngeren Kindes. 
 
(2) Besuchten oder besuchen mehr als zwei Kinder einer Familie den Kindergarten wird eine 
Gebühr nach § 6 für das drittälteste und alle jüngeren Kinder dieser Familie nicht erhoben. 
Hierbei ist unerheblich, ob die Kinder dieser Familie den Kindergarten gleichzeitig besuchen 
oder nicht. Voraussetzung ist jedoch, dass das älteste und das zweitälteste Kind der Familie 
den Kindergarten in Teugn besuchen bzw. besucht haben. 
 
(3) Eine Gebührenfreiheit oder –ermäßigung besteht nicht beim Besuch der Kinderkrippe o-
der der Nachmittagsbetreuung. 
 
 

§ 11 Staatlicher Beitragszuschuss 
 
(1) Zur Entlastung der Familien leistet der Freistaat Bayern einen Zuschuss zu den Kinderta-
geseinrichtungengebühren gemäß den §§ 6 und 7 dieser Satzung nach Maßgabe des Art. 
23 Abs. 3 BayKiBiG. Der Zuschuss beträgt 100 Euro pro Monat und wird für die Zeit vom 1. 
September des Kalenderjahres, in dem das Kind das dritte Lebensjahr vollendet, bis zum 
Schuleintritt gewährt (Art. 23 Abs. 3 Satz 2 BayKiBiG). Die Beantragung dieser Beitragszu-
schüsse erfolgt durch die Gemeinde als Träger der Kindertageseinrichtungen (§ 21 Satz 1 
AVBayKiBiG). 
 
(2) Wird ein Zuschuss nach Abs. 1 gewährt findet eine Auszahlung an die Gebührenschuld-
ner nicht statt. Sind die gemäß §§ 6 und 7 dieser Satzung zu erhebenden Gebühren mindes-
tens so hoch wie der Zuschuss, so wird dieser mit der Gebührenschuld verrechnet (§ 53 Abs. 
1 Satz 2 KommHV-K). Sind die vorgenannten Gebühren (insbesondere unter Beachtung von 
Ermäßigungen, vgl. § 10) niedriger als der Zuschuss, verbleibt der überschießende Betrag 
bei der Gemeinde als Träger der Einrichtung (§ 21 Satz 2 AVBayKiBiG). 
 
 

§ 12 Auskunftspflichten 
 

(1) Die Gebührenschuldner sind verpflichtet, der Gemeinde die Gründe für die Höhe der maß-
geblichen Veränderung unverzüglich zu melden und über den Umfang der Veränderungen 
Auskunft zu erteilen. Dies gilt insbesondere, soweit Ermäßigungen beansprucht wurden (§ 
10). 
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(2) Stellen die Gebührenschuldner einen Antrag zur Schulpflicht des Kindes, haben sie dies 
der Gemeinde als Träger der Einrichtung unverzüglich mitzuteilen (§ 21 Satz 3 AVBayKiBiG). 
 
 

§ 13 Inkrafttreten 
 

Diese Satzung tritt am 1. September 2019 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung vom 
01.09.2014, zuletzt geändert mit Änderungssatzung zum 01.09.2017 außer Kraft. 
 
 Anwesend: 10   Ja: 8   Nein: 2 
 
 
Nr. 766 
Beschaffungen für die Feuerwehr Teugn mit je acht Überjacken und Überhosen 

 
Die Gemeinde Teugn hat in den Grenzen ihrer Leistungsfähigkeit die gemeindliche Freiwillige 
Feuerwehr Teugn zur Erfüllung ihrer Aufgaben auszurüsten (Art. 1 Abs. 2 Satz 1 BayFwG). 
Aktuell werden bei der FF Teugn folgende Ausrüstungsgegenstände benötigt: 
- 8 Überjacken S-GARD HUNTER 
- 8 Überhosen S-GARD HUNTER 
 
Die Verwaltung hat hierzu bereits eine Markterkundung durchgeführt. Hiernach werden die 
Kosten für die Überjacken und Überhosen auf 8.000 € inkl. MwSt. beziffert. 
 
Aus Gründen der Verwaltungsökonomie und einer raschen Verfahrensabwicklung wird emp-
fohlen, den Bürgermeister zu ermächtigen, die oben beschriebenen Maßnahmen bis zum 
Betrag von 8.000 € in eigener Zuständigkeit durchzuführen. 
 
Beschluss: 
Der Erste Bürgermeister wird ermächtigt die Vergabe und Zuschlagserteilung für die Beschaf-
fung von je acht Überjacken und Überhosen für die Feuerwehr Teugn bis zur Wertgrenze von 
8.000 € in eigener Zuständigkeit vorzunehmen. 
 Anwesend: 10   Ja: 10   Nein: 0 
 
 
Nr. 767 
Verschiedenes 
 
- Die nächste Sitzung des Gemeinderates findet am 29.07.2019 statt. 
- GRM Hausmann lädt zum 100-jährigen Gründungsfest der Schützengesellschaft Teugn 

1919 e.V. ein am 28.06.2019 
 
Ohne Beschluss:  Anwesend: 10 
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B) Nichtöffentlicher Teil  
 
 XXX 
 
 
 
 
 
gez.          gez. 
Manfred Jackermeier       Tobias Zeitler 
Erster Bürgermeister       Niederschriftführer 


